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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2822 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Spilker, Dr. Kraske, Dr. Evers, 
Dr. Riedl (München), Frau Griesinger, 

Dr. Schneider (Nürnberg), Hussing, Link, Geisenhofer, 
Dr. Finger, Stücklen und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Fußballweltmeisterschaft 1974 


Zum ersten Mal in seiner 70jährigen Geschichte hat der deut- 
sche Fußballsport über den Deutschen Fußballbund (DFB) die 
Ausrichtung einer Fußballweltmeisterschaft übertragen be- 
kommen. 

Damit wird schon zwei Jahre nach den Olympischen Spielen 
in München ein zweites großes Ereignis des Sports in der Bun- 
desrepublik Deutschland ausgetragen, das von internationaler 
Bedeutung ist und mit weltweitem Interesse zu rechnen hat. 

Im Gegensatz zu den Olympischen Spielen in München wird 
bei der Fußballweltmeisterschaft 1974 keine regionale Schwer- 
punktbildung angestrebt, sondern Ziel ist es, durch eine mög- 
lichst breite Streuung über das gesamte Bundesgebiet, ein- 
schließlich West-Berlin, eine optimale Wirkung auch für den 
Breitensport zu erzielen. Der Ausbau der Stadien kommt nicht 
nur dem Fußballsport zugute. 

Der Deutsche Bundestag hat dieser Bedeutung der Fußballwelt- 
meisterschaft 1974 mit der Annahme des entsprechenden Aus- 
schußantrages, 50 Millionen DM zum Ausbau der Stadien be- 
reitzustellen, am 6. Mai 1971 Rechnung getragen. 

Infolge der hohen Kostensteigerungen auf dem Bausektor 
(allein 1970 bis 1971 = ca. 30 Vo) sind die Städte, die sich als 
Austragungsorte beworben haben, nicht in der Lage ohne Hint- 
ansetzung anderer wichtiger Maßnahmen den Ausbau der 
Stadien sicherzustellen. 

In ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU - Drucksachen VI/1695, VI/1778 - hat die Bundes- 
regierung erklärt, daß „erst nach Klärung (von) Unsicherheits- 
faktoren (Stadienauswahl und Kostenübersicht) durch Gegen- 
überstellung der damaligen Annahmen und der neu ermittelten 
Gesamtkosten beurteilt werden kann, inwieweit sich die Ent- 
scheidungsgrundlagen (50 Millionen DM bereitzustellen) geän- 
dert haben." Ebenso hat der Bundesminister des Innern in 
einem Schreiben vom 15. Dezember 1970 an den Präsidenten des 
Organisations-Komitees für die Fußballweltmeisterschaft 1974 
seine Bereitschaft erklärt, eine Überprüfung der Angelegenheit 
zu veranlassen, falls sich dies (daß ein Betrag von 50 Millionen 
DM für den Ausbau der Stadien ausreichend sei) als unzutref- 
fend erweisen sollte. 
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Die Städte müssen rechtzeitig, d. h. vor der Inangriffnahme der 

Arbeiten, Klarheit über die Höhe der zu erwartenden Zuschüsse 

haben. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Reicht im Hinblick auf die beträchtliche Steigerung der 
Baukosten der in der mittelfristigen Finanzplanung vorge- 
sehene Zuschußbetrag von 50 Millionen DM aus, um zu- 
sammen mit den Ländern und den betroffenen Städten, die 
für die Fußballweltmeisterschaft 1974 notwendigen Investi- 
tionen durchzuführen, nachdem diese Städte ohnehin in- 
folge ihrer mangelhaften Finanzausstattung bereits jetzt 
über die Grenzen ihrer finanziellen Möglichkeiten hinaus 
belastet sind? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die betroffenen Städte 
erwarten, daß der Bund sich mit mindestens einem Drittel 
an den entstehenden Ausbaukosten beteiligt, wobei nach 
deren Vorstellungen ein Mindestbetrag von 7,0 Millionen 
DM je Stadion festgesetzt werden soll, da sonst die Fußball- 
weltmeisterschaft 1974 nicht in dem vorgesehenen Rahmen 
durchgeführt werden kann? 

3. Ist die Bundesregierung bereit ~ um ihrerseits zu einer 
Sicherstellung der Fußballweltmeisterschaft im vorgesehe- 
nen Rahmen beizutragen - eine Erhöhung des vorgesehe- 
nen Betrages von 50 Millionen DM vorzuschlagen, um die 
Städte in die Lage zu versetzen, ihre übernommenen Ver- 
pflichtungen einzuhalten? 

4. Sollte sich die Bundesregierung für eine Aufstockung der 
Bundesmittel aussprechen, auf welchen Betrag würde diese 
hinauslaufen, und bis zu welchem Zeitpunkt könnten die 
Städte mit einer definitiven Entscheidung des Bundes rech- 
nen? 
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